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Wind of Change?

Das neue Jahr beginnt mit gleich mehreren Pauken-

schlägen. Die grundlegenden Festlegungen der  

BNetzA zum neuen Regulierungsrahmen sind in Kraft 

getreten und ein Gesetzesentwurf aus dem Bundes-

wirtschaftsministerium zur „Synchronisierung des 

Anlagenzubaus und zur Verbesserung des Netzan-

schlussverfahrens“ sorgt für Aufregung. 

Die sogenannten NEST-Festlegungen wurden über 

beinahe zwei Jahre in Workshops präsentiert, intensiv 

diskutiert und konsultiert. Das Ergebnis dürfte die 

meisten Netzbetreiber nicht sonderlich erfreuen, die 

wirtschaftlichen Daumenschrauben werden weiter 

angezogen, der Druck auf die Branche nimmt beispiels-

weise durch die Verkürzung der Regulierungsperiode 

und des Abbaupfades zu.  

Aber das ist erst der Anfang: Mit AgNes (Strom) und 

SyGNE (Gas) steht eine grundsätzliche Reform der 

Netzentgelte bereits in den Startlöchern. Und eines 

dürfte klar sein: Einfacher wird es kaum werden. Dass 

die Netzanschlussbegehren insbesondere im Bereich 

Speicher die Kapazität der Netze inzwischen deutlich 

übersteigen, ist unstrittig. Strittig ist aber, welcher Weg 

aus dieser Misere führen kann. Im Bundeswirtschafts-

ministerium gibt es für die Lösung offenbar schon 

konkrete Vorstellungen, auch wenn es sich bei dem 

aktuell bekannten Papier aus dem Januar um keinen 

„offiziellen“ Gesetzesentwurf handelt.
Martin Wambach
Geschäftsführender Partner

Anton Berger
Partner

Liebe Leserinnen  
und Leser,

Darin finden sich Ausführungen zum Umfang des 

Vorrangs der Erneuerbaren Energien beim Netzan-

schluss, zur Möglichkeit von kapazitätslimitierten 

Netzgebieten, zur Priorisierung von Netzanschlussbe-

gehren und digitalen Netzanschlussportalen.  

Sollten diese Vorschläge – was beim Verfassen dieser 

Zeilen noch nicht absehbar ist – tatsächlich Gesetz 

werden, wäre dies mehr als ein Wind of Change, 

sondern je nach Blickwinkel eher ein Storm of Change. 

Aber um ein altes Sprichwort zu bemühen: Wenn der 

Wind der Veränderung weht, bauen die einen Mauern, 

die anderen Windmühlen. Und es gibt sie in der 

Energiewirtschaft, die sprichwörtlichen Windmühlen. 

Diese zeigen wir Ihnen in unserem Kursbuch auf, für 

das Tagesgeschäft, für die strategische Ausrichtung 

und neue Geschäftsfelder. Lassen Sie uns gemeinsam 

Windmühlen bauen! Wir unterstützen Sie dabei!

P.S.: Werfen Sie gerne einen Blick in unsere Veranstal-

tungshinweise, es lohnt sich diesmal besonders.
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von Martina Weber-Raab LL.M. Eur., 
Katharina Bartuli und Leopold Gottinger LL.M. 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien traf 2025 auf neue rechtliche Leitplanken. Anpassungen 

im EEG, das Solarspitzengesetz und flexible Netzanschlussmodelle sollen Netzstabilität und 

Marktintegration verbessern. Gleichzeitig bremsen weiterhin offene beihilferechtliche Fragen 

und das ungeklärte künftige Strommarktdesign derzeit viele Projekte aus. Der Beitrag  

beleuchtet die zentralen Erkenntnisse aus dem Jahr 2025 und gibt einen Ausblick auf das, 

was uns voraussichtlich im Jahr 2026 erwartet. 

Wohin steuert  
die Förderung  
für Strom aus  
Erneuerbaren 
Energien? 
Ein Rückblick auf das EEG im Jahr 2025  

und die Erwartungen für 2026

Das Jahr 2025 war im Bereich der Förderung Erneuerbarer 

Energien von gegenläufigen Entwicklungen geprägt. Einer-

seits wurden durch Novellierungen des Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetzes (EEG) und des Energiewirtschaftsgesetzes 

(EnWG) wesentliche rechtliche Rahmenbedingungen für die 

weitere Dekarbonisierung des Energiesystems und die 

Fortentwicklung des Strommarktes angepasst. Andererseits 

blieben weitergehende strukturelle Reformen bislang aus, 

was aus Sicht vieler Marktteilnehmer insbesondere in der 

Solarbranche zu einer erhöhten Erwartungshaltung im 

Hinblick auf eine zeitnahe Klärung des künftigen Strom-

marktdesigns sowie offener beihilferechtlicher Fragen 

geführt hat.

Solarspitzengesetz – Anreize für eine 

systemdienliche Einspeisung

Mit dem am 25.2.2025 in Kraft getretenen Gesetz zur 

Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung 

temporärer Erzeugungsüberschüsse („Solarspitzengesetz“) 

reagiert der Gesetzgeber auf die veränderte Struktur der 

Stromerzeugung infolge des weiter steigenden Anteils Erneu-

erbarer Energien sowie auf den wachsenden Strombedarf. 

Ziel der Neuregelungen ist es, den Ausbau Erneuerbarer 

Energien stärker systemdienlich auszugestalten, den 

sicheren Betrieb der Stromnetze zu gewährleisten und 

zugleich Netzanschlussprozesse zu beschleunigen und 

transparenter zu gestalten.

Insbesondere stellen temporäre Erzeugungsüberschüsse 

eine Herausforderung für die Systemsicherheit des Netzbe-

triebs dar und sind Ausdruck einer unzureichenden Flexibili-

tät auf Angebots- und Nachfrageseite.

Zentrales Instrument ist die Anpassung der Förderung bei 

negativen Strompreisen. Für Neuanlagen reduziert sich der 

anzulegende Wert nach § 51 EEG 2023 in sämtlichen 

Viertelstunden mit negativen Spotmarktpreisen auf null. 

Dann wird folglich keine Marktprämie ausgezahlt und der 

Förderanspruch entfällt für diesen Zeitraum. Hierdurch sollen 

Anlagenbetreiber zu einem marktdienlicheren Verhalten 

angereizt werden.

Die Anpassung knüpft an die Umstellung der im Day-Ahead-

Markt gehandelten Produkte von Stunden- auf Viertelstun-

denkontrakte an. Dadurch wird die Förderung enger an die 

tatsächliche Marktsituation gekoppelt. Da negative Strom-

preise in der Praxis häufig über mehrere Stunden auftreten, 

wird in der aktuellen Marktbeobachtung vielfach davon 

ausgegangen, dass die wirtschaftlichen Auswirkungen dieser 

Umstellung gegenüber der bisherigen Regelung nur wenig ins 

Gewicht fallen werden.

Zur Abmilderung der finanziellen Nachteile durch die 

Negativstunden sieht § 51a EEG eine Anrechnung der 

Zeiträume ohne Vergütung auf die Förderdauer vor. Die 

betreffenden Zeiträume werden mit dem Faktor 0,5 auf die 

reguläre Förderlaufzeit von 20 Jahren angerechnet, wobei die 

jahresdurchschnittliche Ertragsverteilung berücksichtigt 

wird. Hierdurch wird die entgangene Vergütung quasi an das 

Ende des regulären Förderzeitraums „angehängt“. Betreiber 

von Bestandsanlagen haben zudem die Möglichkeit, freiwillig 

in das neue Regelungsregime zu wechseln; im Gegenzug 

erhöht sich der anzulegende Wert für diese Anlagen nach  

§ 100 Abs. 47 Satz 3 EEG 2023 um 0,6 ct/kWh.

Flankierend wurden die Eingriffsbefugnisse der Übertragungs-

netzbetreiber erweitert. Nach § 5 Abs. 3 EEV sind Übertra-

gungsnetzbetreiber verpflichtet, Strom aus fernsteuerbaren 

EEG‑Anlagen in Zeiten stark negativer Börsenpreise nur noch 

mit Preislimits zu vermarkten und nicht verkaufte Mengen 

durch Abregelung der Wirkleistungseinspeisung zu reduzieren. 

Die Wirksamkeit dieser Maßnahmen hängt grundlegend von 

dem Anteil der fernsteuerbaren Anlagen in der Einspeisever-

gütung ab, da sie nur für alle fernsteuerbaren Anlagen 

verpflichtend ist (vgl. § 5 Abs. 2 EEV).

Der Erfolg dieser verpflichtenden limitierten Vermarktung ist 

linear von dem Anteil der steuerbaren Anlagen im Sinne von § 

4a Abs. 2 Nr. 2 EEV abhängig, weshalb über den Smart‑Meter‑ 

und Steuerungs‑Rollout (§ 9 EEG, § 29, § 45 MsbG) der Kreis 

der als fernsteuerbar geltenden Anlagen in den kommenden 

Jahren deutlich ausgeweitet wird. Die Pflicht zum Einbau einer 

auf das iMSys abgestimmten Steuerungseinrichtung, die 

bisher dem Anlagenbetreiber oblag, geht auf die Messstellen-

betreiber über - zusätzlich zu der Pflicht, Steuerungseinrich-

tungen an den Netzanschlusspunkten zu errichten.

Vor diesem Hintergrund erfolgte die Entwicklung eines 

angepassten Rollout-Fahrplans für intelligente Steuerungsein-

richtungen, um perspektivisch die technische Reaktionsfähig-

keit der Anlagen auf negative Preise zu erhöhen. Die hierdurch 

gesetzten Steuerungsanreize werden ihre Wirkung auf den 

Strommarkt jedoch erst in den kommenden Jahren entfalten.

Weitere Weichenstellungen betreffen die flexiblen Netzan-

schlussvereinbarungen nach § 8a EEG 2023. Diese sollen 

den Netzanschluss auch bei bestehenden Netzengpässen 

erleichtern und zugleich die Integration von Batteriespei-

chern fördern. Um dem aktuellen Bedarf an Netzanschlüs-

sen zu begegnen und gleichzeitig eine bessere Auslastung 

und Nutzung der bestehenden Kapazitäten zu ermöglichen, 

wird künftig die Überbauung von Netzanschlusspunkten 

ermöglicht. 
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Dies setzt voraus, dass Einspeiser, die denselben Netzan-

schlusspunkt nutzen, im Rahmen einer „flexiblen Netzan-

schlussvereinbarung“ ihre maximale Einspeisung begren-

zen. Auch die Vereinbarung von bestimmten Einspeise- 

fenstern ist möglich. Ergänzend ermöglicht es das soge-

nannte Cable-Pooling, bereits genutzte Netzverknüpfungs-

punkte als Anschluss für weitere Anlagen heranzuziehen  

(§ 8 Abs. 2 Satz 2 EEG 2023).

Beihilferechtlicher Genehmigungs-

stau durch die Kommission und No-

vellierung des EEGs

Die beihilferechtliche Genehmigung des Solarpakets I 

durch die EU-Kommission steht weiterhin aus. Nach 

Angaben der Kommission ist insbesondere das Fehlen einer 

Regelung zur Rückführung möglicher Überkompensationen 

(„Claw-Back-Mechanismus“) ein wesentlicher Grund für die 

Verzögerung. Der deutsche Gesetzgeber ist bislang davon 

ausgegangen, dass eine solche Regelung erst ab dem Jahr 

2027 erforderlich sein könnte. Aus Sicht der Europäischen 

Kommission ist dies jedoch wohl der Grund für das Ausblei-

ben der Genehmigungen.

Derzeit wird im Marktprämienmodell eine Förderung ausbe-

zahlt, wenn der am Markt erzielte Verkaufspreis unter dem 

Förderniveau liegt. Liegt der Verkaufspreis darüber, kann 

dieser „Übergewinn“ vom Anlagenbetreiber einbehalten 

werden. Den EU-Vorgaben nach sollen jedoch Erlöse über 

dem Förderniveau zurückfließen. Die Unklarheiten führen 

dazu, dass bisher nicht abzusehen ist, ob im Jahr 2026 der 

beihilferechtliche Genehmigungsprozess abgeschlossen sein 

wird. Bis zur Entscheidung gelten weiterhin die bisherigen 

Bestimmungen des EEGs 2023 in der Fassung vom 

15.5.2024 (§ 101 Abs. 1 S. 2 EEG 2023).

Martina Weber-Raab 
LL.M. Eur.
Rechtsanwältin

+49 911 9193 1471

martina.weber-raab@roedl.com

Leopold Gottinger 
LL.M.
Rechtsanwalt

+49 89 928780 397

leopold.gottinger@roedl.com

Fazit

Das Jahr 2025 war für die Erneuerbare-Energien-Branche von erheblichen 

strukturellen Herausforderungen unter den geltenden Rahmenbedingungen des 

EEGs 2023 geprägt. Beihilferechtliche Unsicherheiten infolge des noch nicht 

abgeschlossenen Abstimmungsprozesses zwischen der Europäischen Kommis-

sion und der Bundesregierung ohne absehbaren zeitlichen Rahmen haben dabei 

die Umsetzung einiger Projekte verzögert. Weitere Klarheit über die zukünftige 

Ausgestaltung des EEG-Fördersystems wird sehnlichst erwartet. Wo auch immer 

die Reise aber hingeht, wir unterstützen gerne.

Die Diskussion um den Claw-Back-Mechanismus ist jedoch 

nicht nur ein Detail im aktuellen Genehmigungsprozess. Sie 

verweist auf eine grundsätzliche Entwicklung im europäi-

schen Beihilferecht und auf die bevorstehenden Änderungen 

im deutschen Fördersystem für Erneuerbare Energien. Denn 

zum Ende des Jahres 2026 läuft die beihilferechtliche 

Genehmigung für das derzeitige EEG-Fördersystem aus. 

Die EEG-Novelle

Bisher wird davon ausgegangen, dass in den kommenden 

Monaten bereits ein erster Gesetzesentwurf veröffentlicht 

wird und vor der Sommerpause den Bundestag passieren wird, 

um im Anschluss durch die Kommission auf Grundlage der 

EU-Beihilfevorschriften geprüft und genehmigt zu werden.

Zusätzlich zu dem geforderten Claw-Back-Mechanismus und 

wie bereits im „Zehn-Punkte-Plan“ von Bundeswirtschafts- 

und Energieministerin Katherina Reiche angekündigt, der am 

15.9.2025 auf der Website des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie (BMWE) veröffentlicht wurde, soll 

eine verstärkte Förderung des markt- und systemdienlichen 

Netzausbaus stattfinden. So will der Bund den Ausbau 

Erneuerbarer Energien weiter fördern und auch an dem Ziel 

festhalten, dass bis 2030 rund 80 Prozent des Stroms in 

Deutschland aus erneuerbaren Energiequellen kommen. Das 

System müsse aber nach Ansicht des BMWE in Zukunft 

kosteneffizienter werden.

Weiterhin wird der Fokus auf digitale Bereiche etwa bei KI 

oder Elektrifizierung gelegt, wonach die Nutzung künstlicher 

Intelligenz vom BMWE als Schlüssel für den Erfolg eines 

dezentralen Energiesystems angesehen wird, genauso wie 

eine flexiblere Speichernutzung und die Vereinfachung der 

Direktvermarktung. 

Katharina Bartuli
Rechtsanwältin

+49 89 928780 548

katharina.bartuli@roedl.com
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Die Energiewirtschaft befindet sich derzeit in einem tiefgreifenden Wandel, der Stadtwerke 

und Versorgungsunternehmen sowohl strategisch als auch operativ vor große Herausforde-

rungen stellt. Wirtschaftliche Unsicherheiten, steigende regulatorische Anforderungen und 

der durch die Energiewende bedingte Investitionsdruck belasten die Unternehmen. Im Zuge 

dieser Entwicklungen rücken Effizienz, Digitalisierung, Transparenz und eine vorausschauen-

de Unternehmenssteuerung stärker in den Fokus. Ein zentraler Aspekt der Unternehmens-

steuerung ist ein unterjähriges, IT-gestütztes Liquiditätsmanagement, das bei den Versor-

gungsunternehmen zunehmend an Bedeutung gewinnt. Die Treasury-Plattform Agicap bietet 

eine innovative Lösung für die digitale und effiziente Umsetzung der Liquiditätsplanung und 

-steuerung in Ihrem Unternehmen. 

Liquiditäts- 
planung und 
-steuerung bei 
Versorgungs- 
unternehmen  
mit Agicap

von Matthäus Ebinal  
und Bastian Beckstein

Aktuelle Herausforderungen von 

Versorgungsunternehmen

Die Energiewirtschaft befindet sich aktuell in einer Phase 

tiefgreifender Veränderungen, die Stadtwerke und Energie-

versorger vor erhebliche strategische und operative Heraus-

forderungen stellen.

Wirtschaftliche und geopolitische 

Unsicherheiten

Die anhaltende wirtschaftliche Wachstumsschwäche sowie 

zunehmende geopolitische Spannungen erschweren eine 

verlässliche Planung. Unternehmen sind gezwungen, ihre 

Finanzierungsstrategien und Reportinginstrumente flexibel 

anzupassen, um auf volatile Märkte und unvorhersehbare 

Entwicklungen reagieren zu können.

Ergebnissituation unter Druck

Die Margen vieler Versorgungsunternehmen geraten zuneh-

mend unter Druck - insbesondere auch im Bereich der 

Strom- und Gasverteilnetze. Ursache hierfür sind unter 

anderem die stark gestiegenen Kosten, die im bestehenden 

Regulierungsrahmen nicht kompensiert werden. Auch 

mittelfristig wird die Ergebnissituation im Bereich der 

Strom- und Gasverteilnetze aufgrund der mit Abschluss des 

NEST-Prozesses verabschiedeten neuen regulatorischen 

Rahmenbedingungen in der 5. Regulierungsperiode voraus-

sichtlich angespannt bleiben.

Hohe Investitionen und restriktivere Kredit- 

vergabeprozesse

Die Energiewende und der Ausbau der Netzinfrastruktur 

erfordern enorme Investitionen. Zusätzlich zu den damit 

einhergehenden Kapitalbedarfen ist in den vergangenen 

Jahren die Verschuldung vieler Versorgungsunternehmen 

deutlich angestiegen. Auch die Kreditvergabeprozesse von 

Banken sind in Anbetracht dieser Entwicklungen deutlich 

restriktiver ausgestaltet als in der Vergangenheit. In Kombi-

nation mit der eingetrübten wirtschaftlichen Situation vieler 

Versorger erhöht dies den Druck auf die Liquidität und 

erschwert die Finanzierung zukünftiger Investitionsvorhaben.

Technologische Herausforderungen

Viele Versorgungsunternehmen kämpfen weiterhin mit 

mangelnder Automatisierung und isolierten IT-Systemen. 

Diese Fragmentierung führt zu einer reaktiven statt proaktiven 

Unternehmenssteuerung und hemmt die digitale Transforma-

tion, die von großer Bedeutung für Effizienz und Wettbewerbs-

fähigkeit ist. In den historisch gewachsenen Systemland-

schaften der Unternehmen wurde das Thema Liquidität bei 

der Weiterentwicklung der IT-Systeme oftmals vernachlässigt. 

Demnach sind oft keine entsprechenden Schnittstellen zum 

Rechnungswesen bzw. Controlling vorhanden.

Regulatorische Anforderungen

Mit dem Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturie-

rungsrahmen (StaRUG) steigen die Anforderungen an 

Sanierungs- und Restrukturierungsprozesse erheblich. Dies 

erfordert eine präzisere Unternehmenssteuerung und ein 

frühzeitiges Erkennen von Risiken. 
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Banking & ERP 
connectivity
• Bank-Aggregierung
• Zahlungen
• Schnittstelle 

Banken und ERP

Treasury ManagementLiquiditäts-
management
• Kassenabstimmung
• Cash-Disposition
• Cash-Pooling
• 13-Wochen-Prognose

Liquiditätsplanung
• Multi-Quellen-Prognose
• Vorhersagen & Szenarien
• Soll-Ist-Vergleich & 

Neuprognosen
• Finanzierungs-

management
• Investmentmanagement

Automatisiertes 
Kreditoren-
management
• Kaufaufträge
• Lieferantenrechnungen
• Firmenkarten
• Vorbereitende Buchhaltung

Automatisiertes 
Debitorenmanagement
• DSO-Analytik
• Mahnwesen
• Rechnungsfinanzierung

Reporting & Analyse

3. �Fehlende Echtzeit-Visualisierung/Aktualität der Daten

Selbst erstellte Tabellen dominieren nach wie vor die 

Berichterstattung. Tages- oder wochenaktuelle Liquiditäts-

planungen bilden häufig noch die Ausnahme. Gleichzeitig 

steigt die Nachfrage nach entsprechenden Informationen 

und Berichten.

4. Mangelhafte Krisenfrüherkennung

Gesetzliche Anforderungen (StaRUG) verpflichten Unterneh-

men zur unterjährigen, granularen Liquiditätsplanung (z. B. 

Wochenbasis über 12 bis 24 Monate), um Insolvenzrisiken 

frühzeitig zu erkennen. Fehlende Profile historischer Zah-

lungsströme erschweren das Erkennen und Quantifizieren 

dieser Risiken.

5. Hoher administrativer Aufwand

Die permanente manuelle Datenpflege ist mit hohem 

Aufwand verbunden, ist jedoch in einem dynamischen 

Umfeld zwingend erforderlich. 

Ende 2025 hat das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) zu 

dem Thema einen neuen Standard veröffentlicht (IDW S 16: 

Neuer Standard zur Krisenfrüherkennung auch im Mittel-

stand). Die Kernaussage des Standards: Die Anforderungen 

des StaRUG lassen sich durch eine adäquate Unternehmens-

planung und einen strukturierten Planungsprozess erfüllen. 

Als Minimalanforderung für kleine und mittelständische 

Unternehmen zur Erfüllung der Anforderungen des StaRUG ist 

im IDW S 16 eine reine Liquiditätsplanung vorgesehen. 

Aufgrund der beschriebenen Herausforderungen, mit denen 

die Versorgungsunternehmen aktuell und zukünftig 

konfrontiert sind, ist die unterjährige, IT-gestützte Liquidi-

tätsplanung und -steuerung für Versorgungsunternehmen 

wichtiger denn je. Wir empfehlen Ihnen, einen standardi-

sierten und kontinuierlichen Liquiditätsplanungs- und 

-steuerungsprozess zu etablieren. Nur so können frühzeitig 

Maßnahmen ergriffen werden, um die Zahlungsfähigkeit des 

Unternehmens zu gewährleisten und gleichzeitig keine 

unnötig hohen Liquiditätsreserven vorzuhalten, die die 

Profitabilität ggf. negativ beeinträchtigen. Liquide Mittel 

sind (wieder) eine wertvolle Ressource und müssen aktiv 

überwacht und gesteuert werden.

Zentrale Herausforderungen bei der 

Liquiditätsplanung

Bei der Erstellung und Implementierung einer unterjährigen, 

IT-gestützten Liquiditätsplanung sind Unternehmen 

regelmäßig mit den folgenden zentralen Herausforderungen 

konfrontiert:

1. Ungenaue Cashflow-Prognosen

Die Qualität der Prognosen hat maßgeblichen Einfluss auf 

Investitionsmöglichkeiten und Finanzierungskosten des 

Unternehmens. Die bestehenden Liquiditätsplanungen bilden 

allerdings oft nur einen Teil der relevanten Zahlungsströme ab. 

Zudem ist die Granularität der Planung oftmals auf Monate 

oder Wochen begrenzt und lässt keine Rückschlüsse auf 

zwischenzeitliche Liquiditätsspitzen oder -engpässe zu. 

2. Technische Limitation bestehender Tools

Bestehende Planungslösungen beruhen meist auf manuellen 

Tabellen, ohne nahtlose Integration in ERP-Systeme oder 

Plan-Bilanz bzw. Plan-GuV. Dieser Umstand verursacht einen 

hohen Pflegeaufwand und verzögert Aktualisierungen. 

Vermögens-, Finanz- und Ertragspläne sind häufig inkongru-

ent, was Plausibilitätslücken und Interpretationsprobleme 

erzeugt. Unterjährige Spitzen zwischen Planstichtagen 

bleiben oft unentdeckt (z. B. aufgrund variierender Zahlungs-

ströme von Kunden).

Die fehlende Synchronisation von Teilplänen (Bilanz, GuV, 

Cashflow) und den Daten in den ERP- und Banking-Syste-

men erschwert die Abstimmung, Plausibilisierung und 

Verbesserung der Liquiditätsplanung.

Liquiditätsplanung und -steuerung 

mit Agicap

Für eine digitale und effiziente Umsetzung der Liquiditätspla-

nung und -steuerung in Ihrem Unternehmen empfehlen wir 

die Software Agicap.

Agicap ist die Treasury-Plattform, die speziell auf die 

Bedürfnisse kleiner und mittelständischer Unternehmen 

zugeschnitten ist. Sie vereinfacht Liquiditätssteuerung, 

Ausgabenmanagement und Finanzplanung – transparent, 

intuitiv und effizient. Dank der Anbindung Ihrer Banken über 

die sichersten Banking-Protokolle (z.B. EBICS, Swift, PSD2, 

SFTP) und der nahtlosen Integration der ERP-Systeme behal-

ten Sie Ihre Finanzlage jederzeit in Echtzeit im Blick und 

treffen Entscheidungen mit Sicherheit und Klarheit. Dabei 

bietet Agicap vier Module für das Treasury Management 

sowie umfangreiche Reporting- und Analyse-Funktionen:

1110

Ausgabe: Kursbuch Stadtwerke März 2026



Implementierung/Umsetzung zusammen mit uns

Als zertifizierter Agicap-Partner unterstützen wir Sie bei der Implementierung von Agicap und sorgen dafür, dass die  

Software reibungslos in Ihre System- und Prozesslandschaft integriert wird. Unser Implementierungsansatz gliedert sich  

in die folgenden wesentlichen Schritte:

•	 Eine fundierte Liquiditätssteuerung beginnt mit belastbaren Daten: Wir analysieren relevante Datenquellen und 

stellen deren Qualität und Verfügbarkeit für eine laufende, IT-gestützte Liquiditätsplanung sicher.

•	 Wir definieren und implementieren zusammen mit Ihnen die Prozesse zur effektiven Liquiditätssteuerung im Unter-

nehmen. Die Liquiditätssteuerung wird hierbei von einer reaktiven Betrachtung zu einem proaktiven, vorausschau-

enden Instrument der Unternehmenssteuerung weiterentwickelt.

•	 Unsere Experten übernehmen die Implementierung von Agicap und integrieren die Lösung passgenau in Ihre be-

stehende Systemlandschaft. Dazu richten wir beispielsweise Schnittstellen zu Banking- und ERP-Systemen ein 

und importieren Ihre Unternehmensplanung und die relevanten Teilpläne in die Treasury-Plattform.

•	 In Bezug auf unseren Leistungsumfang bieten wir zwei Ansätze an: Im Coaching-Ansatz erfolgt die Implementie-

rung gemeinsam mit Ihren Key-Usern. Durch Training on the Job wird ein maximaler Know-how-Transfer erreicht 

und die Fachabteilung befähigt, möglichst viel eigenständig umzusetzen. Alternativ übernehmen unsere Agicap-

Berater im Full-Scope-Consulting die Implementierung weitgehend selbst, wodurch interne Ressourcen geschont 

werden. Auf Basis unserer Erfahrung sichern wir die Steuerung und Überwachung der unternehmensweiten Liqui-

dität, eine Minderung des Risikos durch das Entgegenwirken von Liquiditätsengpässen und gewährleisten einen 

sukzessiven Wissenstransfer.

Fazit

Technologie allein reicht nicht, der richtige Partner macht den Unterschied. 

Gemeinsam mit Agicap kombinieren wir smarte Software mit persönlicher 

Beratung. Unsere Experten begleiten Sie bei der Einführung, Integration und 

täglichen Nutzung und das praxisnah, agil und immer lösungsorientiert. Auch bei 

der Analyse Ihres Finanzierungsbedarfs und der Optimierung Ihrer Zahlungsströ-

me unterstützen wir Sie gerne.

Weitere Informationen zu Agicap finden Sie auf unserer Website.

Bastian Beckstein
Certified Valuation Analyst 

(CVA), M.Sc. Wirtschafts- 

ingenieurwesen

+49 911 9193 1139

bastian.beckstein@roedl.com

Matthäus Ebinal
Certified Agicap Consultant, 

Lucanet Certified Professional

+49 40 229297 420

matthaeus.ebinal@roedl.com
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von Martina Weber-Raab LL.M. Eur. 
und Marie Langguth

Wärme

Das Jahr 2025 markierte im Wärmerecht eine 

Phase der Vorbereitung weiterer Reform-

schritte. Während die angekündigten Refor-

men zur AVBFernwärmeV, zum Gebäudeener-

giegesetz und zur Wärmelieferverordnung 

noch auf sich warten lassen, hat die Recht-

sprechung wichtige Orientierungspunkte für 

die Praxis gesetzt. Der Beitrag beleuchtet 

zentrale Entscheidungen aus 2025 und zeigt 

auf, welche Entwicklungen und Handlungs-

spielräume sich für Fernwärmeversorgungs-

unternehmen 2026 abzeichnen.

Das Jahr 2025 stellte im Bereich Wärmerecht eine Phase der 

Vorbereitung weiterer Reformschritte dar. Nach der Bildung 

der neuen Bundesregierung Anfang des Jahres wurden im 

Koalitionsvertrag erneut sowohl die lange erwartete Novellie-

rung der AVBFernwärmeV als auch Änderungen am Gebäu-

deenergiegesetz und eine Anpassung der Vorgaben der 

Wärmelieferverordnung angekündigt. Die Änderungen sollten 

dabei zügig erfolgen. Gesetzgeberische Umsetzungen dieser 

Vorhaben erfolgten im Jahr 2025 jedoch nicht, stattdessen 

wurde im Laufe des Jahres der Zeitplan auf eine Umsetzung 

„im Rahmen der Legislaturperiode“ korrigiert. Entsprechend 

richtet sich der Blick erwartungsvoll auf mögliche Neurege-

lungen im Jahr 2026.

Zugleich gewann der Emissionshandel im Jahr 2025 erheb-

lich an Bedeutung für die Wärmeversorgung, insbesondere 

für die Fernwärme. Mit dem Ende der Festpreisphase im 

nationalen Emissionshandel traten Fragen der Kostenent-

wicklung, der Kalkulation und der Weitergabe von Emissions-

kosten verstärkt in den Vordergrund. Die für 2026 vorgese-

hene Einführung der Versteigerungsphase von Zertifikaten 

warf bereits im Jahr 2025 rechtliche und wirtschaftliche 

Fragen auf. Ergänzend ist auf die Verschiebung des EU ETS 2 

hinzuweisen, die die Versorgungsunternehmen weiterhin 

beschäftigen wird.

Vor diesem Hintergrund war das Wärmerecht im Jahr 2025 

durch das Fortgelten bestehender Normen bei gleichzeitiger 

Erwartung zukünftiger Anpassungen geprägt. Daneben hat 

die Rechtsprechung zum Teil zur Klärung offener Fragestel-

lungen beigetragen. 

1 OLG Nürnberg Urteil vom 21.1.2025 – 3 U 1380/24.
2 LG Berlin, Urteil vom 26.9.2025 AZ 19 O 270/24, LG Frankfurt Urteil vom 9.6.2025 – 2-03 O 100/24.
3 OLG Celle, Urteil vom 18.11.2025 – 13 UKl 3/24.

Der nachfolgende Überblick stellt die einschlägige Recht-

sprechung des Jahres 2025 dar und ordnet diese in den 

bestehenden Rechtsrahmen der Wärmeversorgung ein.

1. Wichtige Gerichtsentscheidungen 

aus 2025, die Wärmeversorger ken-

nen sollten

Mit Urteil vom 21.1.2025 hat das OLG Nürnberg entschieden, 

dass der Anschlussnehmer eines Fernwärmenetzes einen 

Anspruch darauf hat, dass der Wärmeträger eine Vorlauftem-

peratur aufweist, die für eine übliche Trinkwassererwärmung 

einschließlich der Verhinderung eines Legionellenwachstums 

erforderlich ist.1 Nach Ansicht des Gerichts besteht dieser 

Anspruch unabhängig von der konkreten vertraglichen 

Ausgestaltung. Zur Begründung verweist das OLG auf eine 

interessengerechte Auslegung des Fernwärmeliefervertrags 

gemäß §§ 133, 157 BGB. Fernwärmeversorgungsunternehmen 

sollten dieses Urteil insbesondere vor dem Hintergrund der 

Dekarbonisierung ihrer Netze und der Umstellung auf 

Niedrigtemperaturnetze im Blick behalten.

Im Übrigen blieb die Ausgestaltung von Preisgleitklauseln im 

Fokus der Gerichte. Zwei Gerichtsentscheidungen aus dem 

Jahr 2025 befassen sich mit der Frage, ob ein Erdgasindex 

als taugliches Marktelement herangezogen werden kann und 

verneinen dies.2 Ein taugliches Marktelement muss demnach 

den gesamten Wärmemarkt abbilden, um eine sachgerechte 

Relation zu anderen Energieanbietern herzustellen. Die 

erforderliche Diversität ist nach Auffassung beider Gerichte 

bei einem Erdgasindex nicht gegeben.

Das OLG Celle hat sich außerdem mit den Transparenzanfor-

derungen an die Ausgestaltung von Preisgleitklauseln sowie 

mit der Gewichtung von Kosten- und Marktelement befasst.3 

Bei einer Abweichung vom grundsätzlich angenommenen 

Gleichrangverhältnis bedarf es einer sachgerechten Begrün-

dung. Um den Anforderungen des § 24 Abs. 4 AVBFernwär-

meV zu genügen, müssen Preisanpassungsklauseln in 

Fernwärmelieferverträgen sowohl die Kostenentwicklung bei 

der Erzeugung und Bereitstellung von Fernwärme (Kostenele-

ment) als auch die jeweiligen Verhältnisse auf dem Wärme-

markt (Marktelement) angemessen berücksichtigen. Ziel ist 

es, den wirtschaftlichen Bedürfnissen der Fernwärmeversor-

gung Rechnung zu tragen und zugleich die Interessen von 

Versorgungsunternehmen und Wärmekunden in einen 

angemessenen Ausgleich zu bringen. 

Verzögerungen bei 
der Gesetzgebung, 
Bewegung in der 
Rechtsprechung

Ein Rückblick auf das Wärmerecht im Jahr 

2025 und ein Ausblick auf 2026
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7 10. Sektorgutachten der Monopolkommission: Energie und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, BT-Drs. 21/2810.
8 Fünfundzwanzigstes Hauptgutachten der Monopolkommission Wettbewerb 2024, BT-Drs. 20/12265.
9 BT-Drs. 21/905, Rn. 70f.

§ 24 Abs. 4 Satz 1 AVBFernwärmeV weist beiden Bemes-

sungsfaktoren grundsätzlich den gleichen Rang zu und lässt 

Abweichungen nur im Rahmen der Angemessenheit zu. Zwar 

steht den Versorgungsunternehmen bei der Ausgestaltung 

von Preisanpassungsklauseln ein eigener Gestaltungsspiel-

raum zu, dieser findet jedoch seine Grenzen in den gesetz-

lichen Vorgaben.

Im entschiedenen Fall war zudem nicht hinreichend 

erkennbar, welche Bestandteile der verwendeten Preisgleit-

klausel dem Kosten- und welche dem Marktelement 

zuzuordnen waren. Dies ist nach Auffassung des Gerichts 

aus Transparenzgründen jedoch erforderlich. Darüber 

hinaus war eine Verschiebung der Gewichtung nicht 

ausreichend begründet. Verwenden Fernwärmeversor-

gungsunternehmen ein geringer gewichtetes Marktelement, 

müssen sie hierfür eine nachvollziehbare sachliche Begrün-

dung liefern. Die streitgegenständliche Preisgleitklausel 

wurde daher als unzulässig angesehen, da sie weder 

hinreichend transparent und für die Kunden nachvollzieh-

bar war noch eine höhere Gewichtung des Kostenelements 

aus Sicht des Gerichts gerechtfertigt erschien.

Auch das AG Leipzig hat eine stärkere Gewichtung zugunsten 

des Kostenelementes als unzulässig bewertet.4 Zwar erkannte 

auch dieses Gericht an, dass dem Versorger grundsätzlich ein 

Gestaltungsspielraum bei der Gewichtung zusteht, dieser 

muss jedoch ausreichend begründet werden. Nach Ansicht 

des Gerichts wurden die Gründe für die gewählte Gewichtung 

nicht hinreichend dargelegt. Die sorgfältige Abwägung und 

Dokumentation entsprechender Entscheidungsprozesse bei 

der Festlegung von Preisgleitformeln durch Wärmeversorger 

gewinnt damit zunehmend an Bedeutung.

Das KG Berlin hatte sich mit der Wirksamkeit eines Wider-

spruches gegen einseitige Preisanpassungen durch den 

Versorger befasst.5 Nach Auffassung des Gerichts muss ein 

frühzeitig erhobener Widerspruch innerhalb von drei Jahren 

bekräftigt werden, um seine Wirksamkeit zu erhalten. Dabei 

genügt es, den zuvor erklärten, nicht länger als drei Jahre 

zurückliegenden Widerspruch erneut zu bekräftigen, um den 

Vorgaben des BGHs (Urt. v. 25.9.2024 – VIII ZR 20/22) zu 

entsprechen. Ein nicht ausgeübtes Kündigungsrecht des 

widersprechenden Kunden steht dem nicht entgegen. Wurde 

der Widerspruch innerhalb der ersten drei Jahre erhoben, 

später bekräftigt und ist die Preisanpassungsklausel 

tatsächlich unwirksam, ist auf den Ausgangspreis als 

einzigen wirksam vereinbarten Preis abzustellen. Eine 

erneute Bekräftigung in weiteren Dreijahresabständen ist 

nicht erforderlich. 

Nicht nur einzelne Kunden, sondern zunehmend auch 

Verbraucherverbände und Kartellbehörden nehmen Fernwär-

meversorgungsunternehmen ins Visier. Vor diesem Hinter-

grund sollten Versorger ihre bestehenden Preisgleitklauseln 

kritisch überprüfen und sicherstellen, dass diese sowohl den 

gesetzlichen Anforderungen als auch der aktuellen Recht-

sprechung standhalten.

Während die im Koalitionsvertrag angekündigte und bereits 

seit Langem überfällige Reform der AVBFernwärmeV im Jahr 

2025 noch nicht umgesetzt wurde, besteht Hoffnung auf 

Fortschritte im Jahr 2026, zumal der Koalitionsvertrag eine 

zügige Umsetzung in Aussicht stellt. Fernwärmeversorgungs-

unternehmen können bereits jetzt bestehende Vertrags- und 

Abrechnungsstrukturen auf ihre Anpassungsfähigkeit hin 

überprüfen. Eine Novellierung der AVBFernwärmeV könnte 

insbesondere im Bereich der Preisbildung, der Transparenz-

anforderungen und der Verbraucherrechte zu Änderungen 

führen, die unmittelbare praktische Auswirkungen haben.

Auch der Emissionshandel wird die Wärmeversorgung im 

Jahr 2026 weiter beschäftigen. Die nationale Ausgestal-

tung des Emissionshandels, das Ende der Festpreisphase 

sowie die weiterhin offene Frage der Ausgestaltung des 

Übergangsjahres 2027 erfordern eine sorgfältige rechtliche 

und wirtschaftliche Planung. 

Soweit sich diese Rechtsprechung durchsetzt, bestehen für 

Wärmeversorgungsunternehmen erhebliche Haftungsrisiken, 

soweit Kunden frühzeitig einer Preisanpassung auf Grundlage 

einer unwirksamen Preisgleitformel widersprechen und diesen 

Widerspruch später noch einmal bekräftigen. Der Versorger 

muss daher davon ausgehen, dass die bisherige Dreijahreslö-

sung des BGH auf einen Zeitraum ausgedehnt wird, der bis 

zum ersten Widerspruch des Kunden zurückwirkt.

Das LG Wuppertal hat entschieden, dass der Anknüpfungs-

punkt für das Kostenelement bei Wärmebezug durch den 

Versorger von einem Vorlieferanten nicht die Kosten des 

vorgelagerten Wärmeerzeugers sind, sondern die eigenen 

Kosten des Wärmelieferanten im Verhältnis zum Vorbezug.6 

Zudem muss das Kostenelement nach Ansicht des Gerichts 

regelmäßig an die tatsächliche Entwicklung der Kosten des 

überwiegend eingesetzten Brennstoffs anknüpfen. Anderen-

falls fehlt es an einer Kostenorientierung der Preisentwick-

lung, was zu einem Verstoß gegen § 24 Abs. 4 Satz 1 AV-

BFernwärmeV führt. Hintergrund der Entscheidung war ein 

Streit zwischen einem Wohnungsbauunternehmen und 

einem Energieversorgungsunternehmen über die Wirksam-

keit einer Preisanpassungsklausel. Das Energieversorgungs-

unternehmen hatte dabei ausschließlich auf einen Börsen-

Erdgasindex (Future) abgestellt und diesen saisonal 

gewichtet. Die Verwendung einer Klausel, die unter diesen 

Umständen eine kostenorientierte Weitergabe der Wärme-

kosten gewährleisten soll und sich dabei an börslichen 

Indizes anderer Energieträger orientiert, ist kritisch zu sehen 

und dürfte in vielen Fällen angreifbar sein. In der Praxis 

bestehen regelmäßig geeignetere Möglichkeiten, die tatsäch-

lichen Kosten des Wärmebezugs sachgerecht an die Endkun-

den weiterzugeben.

2. Was auf Versorger 2026 zukommt

Für das Jahr 2026 zeichnet sich ab, dass die bereits im Jahr 

2025 angelegten Themen weiter an Bedeutung gewinnen und 

sich teilweise zuspitzen werden. Insbesondere im Bereich der 

Preisgestaltung in der Fernwärme ist mit einer Fortsetzung – 

und voraussichtlich auch Intensivierung – der gerichtlichen 

Auseinandersetzungen zu rechnen. Die Rechtsprechung des 

vergangenen Jahres hat deutlich gemacht, dass Preisgleitklau-

seln einer immer genaueren rechtlichen Kontrolle unterzogen 

werden. Dabei stehen sowohl die Transparenz der Klauseln als 

auch die sachgerechte Gewichtung von Kosten- und Marktele-

menten im Fokus. 

4 AG Leipzig, Urteile vom 24.11.2025 – 107 C 1594/25 und 01.12.2025 – 108 C 1837/25.
5 KG Berlin, Urteil vom 27.2.2025 – 7 U 84-24.
6 LG Wuppertal, Urteil vom 3.4.2025 - 5 O 162/23.

Hinzu kommt die inzwischen weitgehend absehbare Ver-

schiebung des Starts des EU ETS 2 auf das Jahr 2028, die 

den Anpassungsdruck nicht mindert, sondern vielmehr 

verlängert. Versorger stehen damit weiterhin vor der Heraus-

forderung, Emissionskosten sachgerecht zu kalkulieren und 

rechtssicher weiterzugeben.

Schließlich ist auch beim Gebäudeenergiegesetz mit 

weiteren Anpassungen zu rechnen. Der angekündigte 

technologieoffenere Ansatz könnte mittelbar Auswirkungen 

auf die Rolle der Fernwärme im Wärmemarkt haben. In 

welchem Umfang sich hieraus neue Chancen oder zusätz-

liche Anforderungen für Fernwärmeversorgungsunternehmen 

ergeben, bleibt abzuwarten. Gleichwohl empfiehlt es sich, die 

Entwicklungen frühzeitig im Blick zu behalten und die eigene 

strategische Ausrichtung entsprechend zu überprüfen.

Spannend bleibt auch, inwieweit der Gesetzgeber auf die 

Forderungen der Monopolkommission im Rahmen ihres 10. 

Sektorgutachtens aus dem November 20257 und des 25. 

Hauptgutachtens zum Wettbewerb 2024 aus dem Juli 20258 

reagieren wird. Im Rahmen ihrer Stellungnahme hat sich die 

Bundesregierung bereits dazu geäußert, dass sie den 

Vorschlag einer Price-Cap-Regulierung unter Bezugnahme 

auf fingierte Kosten für den Betrieb einer Luft-Wasser-Wär-

mepumpe eher skeptisch sieht.9 
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Dennoch bestehen verschiedene Ideen für eine Regulierung der Fernwärmebran-

che, die von einer verpflichtenden Ausschreibung von Wegenutzungsrechten über 

verpflichtende Durchleitungsrechte bis zur Erweiterung der Befugnisse der 

Kartellbehörden oder ergänzenden Vorgaben zur Preiskalkulation und Ausgestal-

tung von Preisgleitformeln reichen. Erfreulich ist dabei, dass der Bundesregierung 

bewusst zu sein scheint, dass es erhebliche strukturelle Unterschiede zwischen 

den ca. 4.000 Wärmenetzen in Deutschland gibt und dass regulierungsrechtliche 

Eingriffe mit den Dekarbonisierungszielen der Bundesrepublik in Einklang ge-

bracht werden müssen. Dafür wird es auch erforderlich sein, dass sich die Politik 

mit den technischen Möglichkeiten und Kosten auseinandersetzt, die die Einbin-

dung Dritter Wärmeerzeuger oder die erneuerbare Wärmeerzeugung im Rahmen 

der Transformation mit sich bringt.

Fazit und Handlungsempfehlung

Insgesamt zeigt sich, dass das Jahr 2026 weniger durch einen abrupten System-

wechsel als vielmehr durch eine Verdichtung rechtlicher, wirtschaftlicher und 

regulatorischer Anforderungen geprägt sein dürfte. Für Fernwärmeversorgungs-

unternehmen bedeutet das, dass die Anforderungen an Dokumentation, Transpa-

renz und durchdachte Kalkulation der Preise und Preisgleitklauseln steigen. 

Rechtliche Risiken sind dabei frühzeitig zu identifizieren und die Einführung der 

Preise mit einer durchdachten Umstellungsstrategie umzusetzen. Insbesondere im 

Bereich der Gewichtung von Markt- und Kostenelement ist es wichtiger denn je, 

wirtschaftliche und rechtliche Überlegungen anzustellen und diese zu dokumen-

tieren, um bei Auseinandersetzungen stichfeste Begründungen für die Wahl der 

Gewichtung vorzulegen. Insbesondere mit Blick auf die anstehende Transforma-

tion des Wärmemarktes sowie die Änderungen im Emissionshandel steigt die 

Komplexität bei der Fernwärmepreisberechnung und rechtskonformen Einführung. 

Hier ist eine passende Vertrags- und Laufzeitstrategie rechtlich essenziell, um 

verbraucherschutzrechtliche und kartellrechtliche Risiken zu vermeiden. Gerne 

stehen wir Ihnen mit unseren interdisziplinären Beratungsleistungen für alle Fragen 

rund um die wirtschaftliche und rechtliche Gestaltung von Preisgleitklauseln und 

die vertragliche und organisatorische Umstellungsstrategie zur Verfügung.

Marie Langguth
Rechtsanwältin

+49 89 928780 295

marie.langguth@roedl.com

Martina Weber-Raab 
LL.M. Eur.
Rechtsanwältin

+49 911 9193 1471

martina.weber-raab@roedl.com Jetzt anmelden »
online unter: www.roedl.com/events/regulierte-netze-und-infrastruktur-2026/

Freuen Sie sich auf spannende Vorträge  
von führenden Experten der Branche. 

Klaus Müller,  

Präsident der  

Bundesnetzagentur

Dr. Klaus Altfeld,  

Leiter Unternehmens- 

entwicklung, OGE GmbH

•	 Andrees Gentzsch, Mitglied der Hauptgeschäftsführung, BDEW

•	 RiOLG Gunnar Orlik, stellv. Vorsitzender 3. Kartellsenat, OLG Düsseldorf

•	 Dr. Christoph Müller, CEO, Amprion GmbH

•	 Rainer Nauerz, Geschäftsführer, Stadtwerke Augsburg GmbH

•	 Prof. Dr. Katrin Schaber, Hochschule Biberach/Agora Energiewende

Außerdem dabei:

Patrick Kunkel,  

Leiter Regulierung,  

Thüga AG

Bernhard Büllmann,  

Geschäftsführer,  

Stromnetz Berlin GmbH

Letzte Plätze sichern!

Regulierte Netze 
und Infrastruktur 
2026
18. bis 19. März 2026 in Köln
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von Michael Eckl und Vivien Simon

Stark gestiegene Baukosten, ein verändertes Zinsumfeld und zurückhaltende Nachfrage 

stellen den Glasfaserausbau in Deutschland vor große Herausforderungen. Viele ursprünglich 

tragfähige Businesspläne geraten unter Druck, Finanzierungsstrukturen wanken und Ausbau-

ziele verzögern sich. Der Artikel beleuchtet drei zentrale kritische Hebel im Glasfaserausbau 

– Ausbaufortschritt, Nachfragehochlauf und Ausbau der NE4-Anschlüsse und zeigt auf, 

welche Lösungsansätze Telekommunikationsunternehmen jetzt verfolgen sollten.

Der Glasfaserausbau in Deutschland steht derzeit unter 

erheblichem Druck. Diverse Meinungen sprechen bereits von 

einer Glasfaserkrise.1 Stark gestiegene Baukosten, ein 

verändertes Zinsumfeld, Fachkräftemangel, Materialengpässe, 

lange Genehmigungsverfahren sowie eine zunehmend 

zurückhaltende Nachfrage prägen das aktuelle Marktumfeld. 

Die Tiefbaukosten sind seit 2021 je nach Region um bis zu  

40 Prozent gestiegen2, während sich gleichzeitig die Finanzie-

rungskosten deutlich erhöht haben.3 Diese externen Heraus-

forderungen treffen häufig auf unternehmensinterne Schwä-

chen: Zu ambitionierte Businesspläne, überschätzte 

Take-Rates, unzureichend berücksichtigte Risiken sowie ein 

zu geringer finanzieller Handlungsspielraum führen dazu, dass 

viele Telekommunikationsunternehmen – darunter auch 

kommunale Unternehmen und Stadtwerke – wirtschaftlich 

unter Druck geraten. In der Folge drohen Verzögerungen, 

Liquiditätsengpässe und im Extremfall ernsthafte Unterneh-

menskrisen.

In der Praxis lassen sich die Ursachen vieler Probleme auf 

drei zentrale kritische Hebel zurückführen:

1. Ist der Ausbau zeitlich und finanziell auf Kurs?

2. �Ist ein ausreichender Nachfragehochlauf vorhanden?

3. �Sind die Wohneinheiten tatsächlich angeschlossen 

(Netzebene 4)?

Unser vereinfachtes Entscheidungsmodell verdeutlicht, dass 

für jedes dieser Probleme grundsätzlich passende Lösungs-

ansätze existieren, die häufig in unterschiedlichsten Formen 

von Kooperationen oder – in letzter Konsequenz – in Konsoli-

dierung münden. Ziel dabei ist es, den vorherrschenden 

Schwächen zu begegnen und beispielsweise durch Verbes-

serung der Rentabilität, Kostenreduktion, Ausbau des 

fachlichen Know-hows, Stärkung der Finanzierungskraft und 

eine rentable Netzauslastung die aktuell schwierige Markt-

situation zu meistern. Dabei gilt jedoch: Jede Situation 

bedarf einer einzelfallspezifischen Analyse. Bereits kleine 

Unterschiede in Netzstruktur, Finanzierungsmodell oder 

regionalem Marktumfeld können zu völlig anderen strategi-

schen Entscheidungen führen.

  

1 z. B. Handelsblatt, 18.12.2025.
2 Destatis, Baupreisindex Tiefbau (2021 = 100).
3 Vergleich Effektivzinssätze Bundesbank.

Drei kritische  
Hebel im Glas- 
faserausbau
  

Krisenursachen und Wege  

zur Stabilisierung
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Kritischer Hebel 1: Ausbau auf Kurs?

Problem

Viele Ausbauprojekte geraten aktuell aus dem Zeit- und 

Kostenrahmen. Ursachen sind unter anderem deutlich 

höhere Bau- und Planungskosten, Fachkräftemangel im 

Tiefbau, Lieferengpässe bei Materialien sowie verzögerte 

Genehmigungs- und Bauprozesse. Gleichzeitig bleibt die 

tatsächliche Take-Rate häufig deutlich hinter den Annahmen 

des Businessplans zurück. Diese Kombination wirkt sich 

unmittelbar auf Liquidität, Covenants und die Gesamtfinan-

zierung aus. Ein ursprünglich tragfähiger Businessplan kann 

unter den veränderten Rahmenbedingungen schnell seine 

Grundlage verlieren und die geplante Finanzierungsstruktur 

unter Druck geraten. Reichen die erwirtschafteten Cash-

flows beispielsweise nicht aus, um neben den Zinszahlungen 

auch die vereinbarten Tilgungsleistungen zu bedienen, gehen 

solche Abweichungen häufig mit der Verletzung von Cove-

nants einher und intensivieren die kritische Überwachung 

aufseiten der Banken.

Lösungsoptionen

Als erster Schritt empfiehlt sich stets eine kritische Überprü-

fung des bestehenden Businessplans und der Ausbaupla-

nung. Sollte der Ausbau zeitlich und finanziell deutlich vom 

ursprünglichen Plan abweichen, gehen etwaige Lösungsüber-

legungen regelmäßig auch mit einer grundlegenden Überprü-

fung der bestehenden Finanzierungsstruktur einher. 

Insbesondere dann, wenn zentrale Finanzkennzahlen wie 

Eigenkapitalquote, Verschuldungsgrad oder Schuldendienst-

deckungsgrad (DSCR) nicht mehr eingehalten werden 

können, besteht akuter Anpassungsbedarf. Dies betrifft 

nicht nur die laufende Covenants-Einhaltung, sondern häufig 

auch die Tragfähigkeit der gesamten Kapitaldienstlogik. 

Verschärfend kommt hinzu, dass zusätzliche Mittelbedarfe 

– etwa zur Abfederung gestiegener Baukosten oder zur 

Überbrückung verzögerter Cashflow-Zuflüsse – oftmals nur 

über weiteres Fremdkapital gedeckt werden können. Banken 

reagieren in solchen Situationen jedoch zunehmend zurück-

haltend. Anpassungen von Kreditlinien, Laufzeiten oder 

Tilgungsprofilen werden regelmäßig an belastbare Aktualisie-

rungen des Businessplans, an zusätzliche Sicherheiten oder 

an eine Stärkung der Eigenkapitalbasis geknüpft. 

Maßnahmen

Zur Umsetzung sind in der Regel fundierte Bewertungen des 

Unternehmens nach IDW S 1 bzw. die Bewertung der 

bestehenden Netzinfrastruktur und sonstiger vorhandener 

Assets erforderlich, um belastbare Entscheidungsgrundlagen 

für Beteiligungsquoten, faire Kaufpreise oder Desinvesti-

tionsszenarien zu schaffen. Eine vollständige und qualitativ 

hochwertige Netzdokumentation spielt dabei eine zentrale 

Rolle als Werttreiber. Darüber hinaus sind strukturierte 

Transaktionsprozesse notwendig, die sowohl die Identifika-

tion geeigneter Investoren oder Kooperationspartner als 

auch die rechtssichere Ausgestaltung von Beteiligungs-, 

Kooperations- oder Joint-Venture-Verträgen umfassen. 

Kritischer Hebel 2: Nachfrage- 

hochlauf vorhanden?

Problem

Die Planung von eigenwirtschaftlichen Ausbauprojekten 

zeigt, dass der Baubeginn häufig an Vorvermarktungsquoten 

gekoppelt ist und demnach grundsätzlich ein Grundstock an 

potenziellen Kunden vorhanden ist. Um Wirtschaftlichkeit zu 

erreichen, ist ein Nachfragehochlauf über diese Mindest-

schwelle hinaus zwingend erforderlich. Doch selbst bei 

ausgebautem Netz bleibt die tatsächliche Nachfrage häufig 

hinter den Erwartungen zurück. Zwar könnten viele Haushal-

te theoretisch gigabitfähige Produkte buchen, tatsächlich 

entscheidet sich jedoch nur ein Teil davon für einen entspre-

chenden Tarif. Für 9,5 Millionen Endkunden steht zwar ein 

direkter Glasfaseranschluss zur Verfügung, dieser wird aber 

von nicht mal zwei Dritteln der Endkunden aktiv genutzt.5 

Telekommunikationsunternehmen können an diesem Punkt 

vor einem ausgeprägten Nachfrage- oder Akzeptanzproblem 

stehen, das unterschiedliche Ursachen haben kann, etwa 

eine unzureichende Vermarktung, fehlende Produktdifferen-

zierung oder als unattraktiv empfundene Preisstrukturen.

Lösungsoptionen

Kurzfristig kann es sinnvoll sein, die Vermarktung deutlich 

zu intensivieren. Dazu zählen gezielte Marketingkampagnen, 

ggf. flankierend zu staatlichen Werbemaßnahmen wie die 

des Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisie-

rung (BMDS), sowie die Entwicklung oder Schärfung attrakti-

ver und wettbewerbsfähiger Produkte. Ergänzend kann die 

Zusammenarbeit mit externen Dienstleistern in Form von 

Marketingkooperationen, White-Label-Modellen oder 

Tür-zu-Tür-Vertrieb den Marktzugang verbessern.

Gelingt es nicht, die Finanzierungsstruktur an die veränder-

ten Rahmenbedingungen anzupassen, drohen nicht nur 

Liquiditätsengpässe, sondern auch eine Eskalation im 

Bankenverhältnis bis hin zu Restrukturierungs- oder Sanie-

rungsszenarien. Je nach Ausmaß der Abweichungen kann 

daher eine Sanierung oder Restrukturierung des Unterneh-

mens notwendig werden. In vielen Fällen bietet sich die 

Erstellung eines Sanierungsgutachtens nach IDW S 6 an, um 

die Fortführungsfähigkeit zu bewerten und belastbar 

operative Maßnahmen abzuleiten.

Reichen solche operativen Anpassungen allein nicht aus oder 

konkurriert der Glasfaserausbau mit anderen hohen Investi-

tionsbedarfen in die Daseinsvorsorge, müssen häufig größere 

strukturelle Maßnahmen in Betracht gezogen werden. Dazu 

zählt beispielsweise die Aufnahme zusätzlicher Gesellschafter 

oder die Zuführung von Kapital durch private oder institutio-

nelle Investoren. Eine erhöhte Kapitalausstattung kann 

zumindest vorübergehend helfen, den Ausbau weiter voranzu-

treiben. Gleichzeitig ist jedoch zwingend eine Anpassung des 

Businessplans erforderlich, da sich insbesondere Zins- und 

Tilgungsstrukturen verändern. Zudem sollte in diesem 

Zusammenhang ein besonderes Augenmerk auf die weiteren 

kritischen Hebel gelegt werden, um langfristig auch den 

erforderlichen Cashflow sicherzustellen.

Auch die Ausgründung eines Joint Ventures mit einem 

strategisch starken Partner kann sinnvoll sein, insbesondere 

wenn dadurch Synergiepotenziale gehoben werden können, 

etwa durch gemeinsame Baukapazitäten, effizientere Prozes-

se oder eine bessere Skalierung. Neben dem Zusammen-

schluss von Telekommunikationsunternehmen befähigen 

insbesondere auch strategische Partnerschaften mit Tiefbau-

unternehmen zu einem schnellen und günstigen Glasfaseraus-

bau und entsprechend früheren Kapitalrückflüssen.

In bestimmten Fällen kann auch der (Teil-)Verkauf des 

Netzes (bei gleichzeitigem Verbleib als Diensteanbieter) 

sinnvoll sein. Der vollständige Rückzug aus dem Glasfaser-

markt – etwa bei Stadtwerken durch das Abstoßen der 

gesamten Telekommunikationssparte – stellt die dras-

tischste, aber unter Umständen konsequenteste Option dar 

und muss daher gut geprüft sein. Insbesondere bei dem 

Kauf oder Verkauf von geförderten Gigabitnetzen sind 

allerdings zusätzliche Aspekte zu beachten.4

Darüber hinaus bestehen auch strategische Alternativen. In 

bestimmten Fällen kann ein vorübergehender Rückzug aus 

dem aktiven Endkundengeschäft sinnvoll sein. Stattdessen 

kann das Netz für andere Anbieter mit attraktiven Angebo-

ten geöffnet werden, etwa über Open-Access-Modelle. Auf 

diese Weise lassen sich zumindest Erlöse aus Pacht- oder 

Vorleistungsentgelten erzielen. Zusätzlich ist zu berücksich-

tigen, dass die Pläne zur Kupfer-Glas-Migration mittelfristig 

zu einer steigenden Nachfrage führen dürften, da kupferba-

sierte Netze zunehmend an Bedeutung verlieren. Diese 

„Durchhalte-Strategie“ erfordert allerdings einen ausgepräg-

ten finanziellen Puffer, der lediglich in wenigen Fällen 

möglich (Stichwort: Quersubventionierung bei Stadtwerken), 

geschweige denn sinnvoll ist.

Maßnahmen

Zur Bewertung und Umsetzung dieser Optionen sind Markt- 

und Wettbewerbsanalysen von Produkten und Preisstrukturen 

erforderlich, beispielsweise über Preisbenchmarking, um das 

bestehende Portfolio zu analysieren und zu optimieren. Bei 

der Öffnung der Netze sind zudem rechtliche und regulatori-

sche Fragestellungen zu berücksichtigen, etwa bei der 

Ausgestaltung von Pacht- oder Open-Access-Modellen, der 

Ermittlung und Verhandlung marktgerechter Pachtentgelte 

sowie der Einordnung in den regulatorischen Rahmen der 

Bundesnetzagentur, insbesondere im Zusammenhang mit der 

Kupfer-Glas-Migration. Ebenso müssen sich ändernde 

Geschäftsmodelle wirtschaftlich durchgerechnet und 

geeignete Kooperationspartner identifiziert werden.

Kritischer Hebel 3: Ausbau Homes 

Connected?

Problem

Auch wenn der übergeordnete Ausbau planmäßig verläuft, 

kann der wirtschaftliche Erfolg gefährdet sein, wenn der 

Fokus bislang vor allem auf der Anzahl theoretisch erreich-

barer Haushalte, Homes Passed, lag und strukturelle Hürden 

– etwa bei Mehrfamilienhäusern – den tatsächlichen An-

schluss erschweren. Verzögerte oder ausbleibende Zustim-

mungen, uneinheitliche Interessenlagen sowie komplexe 

Entscheidungsprozesse und Abstimmungen mit Eigentümern 

bzw. Wohnungseigentümergesellschaften führen dazu, dass 

vorhandene Nachfrage nicht zeitnah in tatsächliche An-

schlüsse überführt werden kann. 

4 RÖDL (2025) Kauf und Verkauf von geförderten Gigabitnetzen: Nutzung wirtschaftlicher Chancen unter Vermeidung von Risiken.
5 BNetzA (2025) Tätigkeitsbericht Telekommunikation 2024/2025.
6 BNetzA (2026) Regulierungskonzept der Bundesnetzagentur zur Kupfer-Glas-Migration.

2322

Ausgabe: Kursbuch Stadtwerke März 2026

https://www.roedl.com/insights/kauf-und-verkauf-gefoerderter-gigabitnetze/
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Mediathek/Taetigkeitsberichte/2025/TaetigkeitsberichtTK2024-2025_.pdf
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Telekommunikation/Kupfer-Glas/_DL/Regulierungskonzept.pdf?__blob=publicationFile&v=2


Dabei sind ausschließlich Homes Connected, also tatsäch-

lich angeschlossene Wohneinheiten auf der Netzebene 4, 

ausschlaggebend für die Monetarisierung des Netzes. Nur 

mit entsprechender Inhouse-Verkabelung können sie zu 

zahlungsfähigen Kunden werden und damit zur Generierung 

von Umsätzen und Cashflows beitragen. Bleibt der NE4-Aus-

bau zurück, entsteht eine gefährliche Lücke zwischen 

Investition und Ertrag. Gleichzeitig ist es auch für eine 

regulierte Migration der Endkunden von Kupfer- auf Glasfa-

sernetze essenziell, einen hohen Anschlussgrad zu errei-

chen. Die BNetzA schlägt in ihrem aktuellen Regulierungs-

konzept zunächst eine Schwelle von 80 Prozent zur 

Einleitung des regulierten Abschalteprozesses vor.6

Lösungsoptionen

Um den Sprung von Homes Passed zu Homes Connected zu 

realisieren, kann als vorgelagerter Schritt ebenfalls zunächst 

ein Blick auf die Nachfrage geworfen und die bisherige 

Vermarktungsstrategie kritisch geprüft werden. Der Fokus 

auf Eigentümer statt auf tatsächliche Endkunden sowie 

Quartierslösungen mit Sonderkonditionen erhöht die 

Angebotsattraktivität, bündelt Entscheidungsprozesse und 

erleichtert die Herbeiführung der erforderlichen Zustimmun-

gen. Daneben sind häufig zusätzliche finanzielle Mittel zur 

Umsetzung der Inhouse-Verkabelung erforderlich. Diese 

können aus internen Rücklagen stammen, über (Sonder-)

Darlehen bereitgestellt oder durch die Einbindung eines kapi-

talstarken Partners ermöglicht werden. 

Gelingt es dem Unternehmen nicht, den NE4-Ausbau aus 

eigener Kraft umzusetzen, bieten sich Dienstleistungsko-

operationen mit spezialisierten NE4-Partnern an. Koopera-

tionspartner mit Erfahrungen im Umgang mit WEG-Struktu-

ren und standardisierten NE4-Ausbaukonzepten 

professionalisieren und beschleunigen die Umsetzung. 

Externe Unterstützung und damit verbundene Kosten 

können sich in diesem Fall lohnen, da der NE4-Ausbau 

dadurch regelmäßig effizienter und schneller erfolgt und so 

überhaupt erst die Voraussetzung für einen positiven 

Cashflow geschaffen wird. Auch hier kommen Joint-Venture-

Strukturen, Fusionen oder die Beteiligung von Investoren in 

Betracht, um die Finanzierungskraft zu stärken und den 

Anschlussgrad zügig zu erhöhen.

Maßnahmen

In solchen Konstellationen ist eine Überarbeitung des 

Businessplans erforderlich, die den tatsächlichen Finanzie-

rungsbedarf und den zeitlichen Verlauf des NE4-Ausbaus 

realistisch abbildet. Darüber hinaus müssen geeignete 

Kooperationsmodelle entwickelt, wirtschaftlich bewertet und 

vertraglich sauber ausgestaltet werden, um sowohl operative 

Effizienz als auch finanzielle Planungssicherheit zu gewähr-

leisten. Dazu zählt auch die fundierte und rechtssichere 

Suche nach einem geeigneten Kooperationspartner, sei es 

auf gesellschaftsrechtlicher oder schuldrechtlicher Ebene. 

7 RÖDL (2026) Kooperationen in der Telekommunikation: Aktuelle Marktsignale und Handlungsoptionen im Glasfasermarkt.

Michael Eckl
Diplom-Energiewirt (FH)

+49 911 9193 3608

michael.eckl@roedl.com

Fazit

Der wirtschaftliche Erfolg im Glasfaserausbau hängt maßgeblich vom Zusammenspiel der drei kritischen Hebel Ausbaufort-

schritt, Nachfrage und NE4-Anschlussquote ab. Probleme an nur einer Stelle können das gesamte Ausbauprojekt gefährden. 

Trotz vereinfachtem Entscheidungsmodell gibt es dabei keine pauschalen Lösungen. Entscheidend sind individuelle Analy-

sen, realistische Planung und passgenaue Kooperationsmodelle, die entsprechend der unternehmensindividuellen Situation 

ausgestaltet werden. Genau hier setzen wir als Beratungsunternehmen an und unterstützen Telekommunikationsunterneh-

men sowie Stadtwerke mit Telekommunikationssparte dabei, tragfähige und zukunftssichere Lösungen in Krisenzeiten zu 

entwickeln.

Mehr Informationen zum Glasfasermarkt erscheinen regemäßig im Kompass Telekommunikation. In der Januar-Ausgabe sind 

bereits drei aktuelle Kooperationsbeispiele zu den kritischen Hebeln zu lesen.7

Vivien Simon
M.Sc. Betriebswirtschaft

+49 911 9193 2178

vivien.simon@roedl.com
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KfW-Förder- 
programm 432  
ist zurück 
Energetische Stadtsanierung  

als Bindeglied zwischen kommunaler  

Wärmeplanung und Umsetzung

Nach dem Förderstopp im November 2023 infolge des Urteils des Bundesverfassungs- 

gerichts zum Klima- und Transformationsfonds (KTF) wurde das KfW-Programm  

„Energetische Stadtsanierung“ (KfW 432) wieder aufgenommen. Aktuell stehen rund  

70 Mio. Euro zur Verfügung. Wir ordnen für Sie ein, welche Rolle KfW 432 bei der Umsetzung  

der kommunalen Wärmeplanung (KWP) spielt und wann es gegenüber der BEW-Förderung  

die richtige Wahl ist.

von Maria Ueltzen und 
Konstantin Ott

Mit dem Inkrafttreten des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) 

und der damit verbundenen Verpflichtung zur Erstellung 

einer KWP haben sich die Anforderungen an Städte, Quartie-

re und Energieversorger grundlegend verändert. Während die 

KWP den strategischen Rahmen vorgibt, rückt zunehmend 

die Frage in den Fokus, wie diese Planung konkret und 

umsetzungsnah auf Quartiersebene realisiert werden kann. 

Genau an dieser Schnittstelle setzt das Programm Energeti-

sche Stadtsanierung an. Es versteht sich als Bindeglied 

zwischen Planung und Umsetzung. Dabei werden nicht nur 

technische Fragestellungen der Energieversorgung adres-

siert, sondern es wird ein integrierter Ansatz aus Perspektive 

der Stadtentwicklung verfolgt. Das Vorhandensein einer 

KWP ist dabei keine Fördervoraussetzung.

Grundprinzipien der Förderung

Gefördert werden räumlich zusammenhängende Gebiete mit 

überwiegend wohnwirtschaftlicher Nutzung, in denen bereits 

Bestandsgebäude vorhanden sind. Die konkrete Abgrenzung 

eines Quartiers orientiert sich am funktionalen Zusammen-

hang des Gebiets. Ein Quartier kann dabei auch gemeinde-

übergreifend definiert werden, sofern dies die administrative 

Abgrenzung und der Raum ergibt. Voraussetzung ist mindes-

tens das Vorliegen von zwei flächenmäßig zusammenhän-

genden privaten und/oder öffentlichen Gebäuden einschließ-

lich der zugehörigen Infrastruktur. 

Antragsberechtigt sind:

•	 Kommunale Gebietskörperschaften

•	 Gemeindeverbände

•	 Rechtlich unselbstständige Eigenbetriebe von 

kommunalen Gebietskörperschaften 

•	 Kommunale Zweckverbände

Der Zuschuss kann auch an privatwirtschaftliche oder 

gemeinnützige Akteure weitergeleitet werden, wie u. a.:

•	 Stadtwerke,

•	 Wohnungsunternehmen, 

•	 Wohnungsgenossenschaften, 

•	 Eigentümer von Wohngebäuden einschließlich 

Wohneigentümergemeinschaften oder

•	 Bürgerenergiegenossenschaften.

Die Energetische Stadtsanierung wird in Form eines nicht 

rückzahlbaren Zuschusses gefördert. Die Förderquote 

beträgt 75 Prozent der förderfähigen Ausgaben, für finanz-

schwache Kommunen bis zu 90 Prozent. Wird der Zuschuss 

jedoch bspw. an Stadtwerke oder Wohnungsunternehmen 

weitergeleitet, kommt der reguläre Fördersatz von 75 Prozent 

zur Anwendung, da sich die Einstufung der Finanzschwäche 

allein auf die Kommune selbst bezieht.

Mit der Umsetzung eines Vorhabens darf erst nach Erhalt 

der Förderzusage begonnen werden. Ein vorzeitiger Vorha-

bensbeginn ist ausgeschlossen. Ausschreibungen können 

jedoch bereits vor der Förderzusage gestartet werden, sofern 

sie ausdrücklich unter dem Vorbehalt einer positiven 

Förderentscheidung der KfW stehen. 

Die Förderung gliedert sich in zwei Bausteine: 

1. �Erstellung integrierter Quartierskonzepte  

(max. Zuschuss i. H. v. 200.000 Euro)

Quartierskonzepte nach KfW 432 verfolgen ausdrücklich 

keinen sektoralen Ansatz. Reine Machbarkeitsstudien, wie 

etwa zur Wärmeversorgung, sind nicht förderfähig. Vielmehr 

sollen im Rahmen eines integrierten Quartierskonzepts die 

vielfältigen Belange im Quartier in einem Gesamtkonzept 

zusammengeführt werden (siehe Abbildung 1). Im Mittel-

punkt stehen dabei insbesondere die Erschließung von 

Energieeinsparpotenzialen, der Einsatz Erneuerbarer 

Energien sowie Maßnahmen zur Klimaanpassung. Darüber 

hinaus können die Quartierskonzepte auch weitergehende 

Fragestellungen der Quartiersentwicklung adressieren, wie 

etwa die altersgerechte Sanierung, den Abbau von Barrieren 

im Gebäudebestand und in der kommunalen Infrastruktur, 

die Weiterentwicklung von Nutzungskonzepten für Be-

standsgebäude, nachhaltige Mobilitätskonzepte sowie den 

Einsatz digitaler Technologien.
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2. �Sanierungsmanagement  

(max. Zuschuss i. H. v. 400.000 Euro)

Ergänzend zur Konzepterstellung wird ein Sanierungsma-

nagement gefördert, das die Umsetzung der im Quartiers-

konzept entwickelten Maßnahmen begleitet. Ziel ist es, die 

beteiligten Akteure zusammenzubringen, Eigentümer zu 

aktivieren, Akzeptanz zu schaffen und die Maßnahmen 

organisatorisch zu steuern. In der Begleitforschung des 

Förderprogramms Energetische Stadtsanierung hat sich 

dabei gezeigt, dass gerade in Quartieren mit heterogener 

Eigentümerstruktur das Sanierungsmanagement ein 

zentraler Erfolgsfaktor für die Umsetzung der Konzepte ist. 

Auch bei bereits weit fortgeschrittenen Quartierskonzepten 

ist eine Förderung des Sanierungsmanagements möglich, 

sofern dem Vorhaben ein Quartierskonzept zugrunde liegt, 

das den Anforderungen der Förderrichtlinie entspricht. 

Abgrenzung und Zusammenspiel mit 

der Bundesförderung für effiziente 

Wärmenetze (BEW)

Integrierte Quartierskonzepte im Rahmen der Energetischen 

Stadtsanierung verfolgen ausdrücklich keinen rein sektora-

len Ansatz. Eigenständige, ausschließlich auf einzelne 

Infrastrukturbereiche fokussierte Machbarkeitsstudien sind 

daher nicht förderfähig. 

Bereits vorliegende sektorale Studien, wie BEW-Machbar-

keitsstudien oder Transformationspläne, können in integrier-

te Quartierskonzepte eingebunden und dort weiterverwen-

det werden. Sie dienen als fachliche Grundlage, müssen 

jedoch in einen übergeordneten, quartiersbezogenen 

Gesamtzusammenhang eingeordnet werden.

Gleichzeitig können Machbarkeitsanalysen aber Bestandteil 

eines integrierten Quartierskonzepts sein, sofern sie in ein 

übergeordnetes Gesamtkonzept eingebettet sind. So kann 

im Rahmen eines Quartierskonzepts beispielsweise unter-

sucht werden, ob ein Quartier künftig über ein kaltes 

Nahwärmenetz, ein klassisches Wärmenetz oder dezentrale 

Wärmepumpen versorgt werden sollte. Bei dieser verglei-

chenden Machbarkeitsanalyse werden dabei nicht nur 

technische und wirtschaftliche Aspekte, sondern zugleich 

auch die weiteren regionalen Belange im Quartier, wie etwa 

Gebäudestruktur und soziale Aspekte, berücksichtigt. Die 

Machtbarkeitsstudie könnte damit Teil einer integrierten 

Entscheidungsgrundlage sein, ohne bereits eine abschlie-

ßende Festlegung vorzunehmen.

Auch können integrierte Quartierskonzepte als Grundlage 

für nachgelagerte sektorale Studien, wie etwa die BEW, 

dienen. Sie schaffen einen klaren Orientierungsrahmen, auf 

dessen Basis technische Detailplanungen gezielt vertieft 

werden können und Fehlinvestitionen so vermieden werden.

Fazit

Jetzt von der Planung hin zur Umsetzung der Wärmeplanung denken: Viele Stadtwerke und Kommunen konzentrieren sich 

derzeit auf die Erstellung der KWP. Spätestens jetzt sollte jedoch auch die Umsetzung systematisch mitgedacht werden. Mit 

der Wiederaufnahme der Energetischen Stadtsanierung stehen wieder attraktive Fördermittel für die Konkretisierung auf 

Quartiersebene zur Verfügung.

Die Antragstellung ist fortlaufend bei der KfW möglich. Eine frühe Antragseinreichung ist dabei empfehlenswert. So 

rechnet die KfW damit, dass die Nachfrage nach Fördermitteln aus dem Programm „Energetische Stadtsanierung“ deutlich 

höher ausfallen wird als in der Vergangenheit. Ausschlaggebend hierfür sind eine aufgestaute Projektpipeline, Programmver-

besserungen sowie die zunehmende Verzahnung mit der KWP. Das große bundesweite Interesse zeigt sich auch an der 

jüngsten Informationsveranstaltung, an der mehr als 1.000 Interessierte teilgenommen haben.

Gerne unterstützen wir Sie sowohl bei der strategischen Einordnung und Verzahnung von KWP, Energetischer Stadt-

sanierung und BEW als auch bei der konkreten Antragstellung und Umsetzung. Sprechen Sie uns gerne jederzeit an!
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Abbildung 2: Einordnung des Förderprogramms Energetische Stadtsanierung
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Termin und Ort Thema

5. März 2026

Webinar
Kläranlagen im Wandel: Praxiswissen für Betreiber

12. März 2026 

Webinar

Herausforderungen und Chancen in der  

Nahwärmeversorgung

18. bis 19. März 2026

Köln
Regulierte Netze und Infrastruktur 2026

16. April 2026

Webinar
Grundlagen der TV-V-Stellenbewertung

12. Mai 2026

Köln
Fokus Wärme – Von der Idee zum Wärmenetz

7. bis 8. Oktober 2026

Köln
4. Strategieforum Stadtwerkewende

Veranstaltungshinweise

Save the Date!

Strategieforum 
Stadtwerkewende
vom 7. bis 8. Oktober 2026 in Köln

Jetzt vormerken lassen »
online unter: www.roedl.com/events/strategieforum-stadtwerkewende-26/

Eine Übersicht unserer Veranstaltungen aus der  

Energiewirtschaft finden online unter: www.roedl.com/

insights/veranstaltungen-energiewirtschaft/
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